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1.500 Exemplare

Verkaufte Auflage: 

1.300 Exemplare (inkl. Mitgliederstücke)

Verbreitete Auflage: 

1.400 Exemplare

Erscheinungsweise: 

2 x jährlich, ca. Mai/November

Anzeigenschluss: 

siehe Terminplan (S. 2)

Praxis der Rechtspsychologie ist ein halbjährlich erscheinendes renommiertes Fachorgan, 

das Bezüge zwischen Wissenschaft und Praxis herstellt und somit einen Beitrag zu einer 

wissenschaftlich begründeten Praxis liefert. Neben den Themenbereichen der Rechts-

psychologie werden psychologisch relevante juristische und rechtspolitische Probleme 

behandelt. Jede Ausgabe enthält mehrere Aufsätze zu einem Schwerpunktthema, zudem 

Diskussions- und Praxisbeiträge, Falldarstellungen, Leserbriefe, Tagungsberichte, Recht-

sprechung und Literaturhinweise.
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Themenschwerpunkt Praxis der Rechtspsychologie 27 (1), Juni 2017

Verfügung.43 Bei einer Verurteilung aufgrund einer „Aussage gegen Aussage“- 
Situation fordert die Rechtsprechung, die Aussage des einzigen Belastungs-
zeugen einer „besonderen Glaubwürdigkeitsprüfung“ zu unterziehen und eine 
lückenlose Gesamtwürdigung aller Indizien vorzunehmen.44 Die Urteilsgründe 
müssen erkennen lassen, dass der Tatrichter alle Umstände, die seine Entschei-
dung beeinflussen können, erkannt und in seine Überlegungen einbezogen hat; 
dies gilt in besonderem Maße dann, wenn die Aussage des Belastungszeugen 
in einem wesentlichen Detail als bewusst falsch anzusehen ist.45 Anders als 
nach dem alten Recht gibt es nach der neuen Gesetzesfassung noch nicht ein-
mal die Möglichkeit, aus objektiv nachweisbaren Gegebenheiten – etwa einer 
Gewaltanwendung oder dem Verbringen in eine schutzlose Lage – tragfähige 
Rückschlüsse zu ziehen.46 Nicht zu Unrecht wurde deshalb bereits im Gesetzge-
bungsverfahren geltend gemacht, die Ermittlung der inneren Tatseite des Nicht-
einverständnisses nur durch nachträgliche Deutung würde ein nicht hinnehm-
bares Maß an Unsicherheit bedeuten47 bzw. auf „eine fast unlösbare Aufgabe 
spekulativer Glaubwürdigkeits-Begutachtung“48 hinauslaufen. 

Diese Anforderungen dürften mit fortschreitendem Zeitablauf immer schwerer 
zu erfüllen sein. Gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 4 StGB beträgt die Verjährungsfrist fünf 
Jahre beim Grunddelikt aus § 177 Abs. 1 StGB. Bei § 177 Abs. 4 und 5 sowie 7 
und 8 StGB wird kein Höchstmaß der Freiheitsstrafe festgelegt. Damit gilt das 
Höchstmaß von 15 Jahren aus § 38 Abs. 2 StGB. Die Verjährungsfrist beträgt 
gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 2 StGB folglich 20 Jahre. In allen Fällen gilt, dass der 
Verjährungsbeginn bei minderjährigen Opfern bis zur Vollendung des 30. Le-
bensjahres ruht (§ 78b Abs. 1 Nr. 1 StGB).

Es steht damit zu erwarten, dass es in konsequenter Anwendung des Zweifels-
grundsatzes zu einer hohen Zahl von staatsanwaltschaftlichen Einstellungen im 

43 Eisenhuth, Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz 
des Deutschen Bundestages am 28. Januar 2015 zu dem Antrag „Artikel 36 der Istan-
bul-Konvention umsetzen – Bestehende Strafbarkeitslücken bei sexueller Gewalt 
und Vergewaltigung schließen“, BT-Drucksache 18/1969, https://www.bundestag.de/
blob/357198/2630349a41661014cc517432fed75e34/eisenhuth-data.pdf, zuletzt abge-
rufen am 31.01.2017, S. 2.

44 BGHSt 44, 153, 159; zu den Anforderungen an eine richterliche Beweiswürdigung in 
Fällen von Aussage gegen Aussage vgl. auch BGH, NStZ 2000, 496; BayObLG, NStZ-
RR 2003, 304.

45 BGH, StV 2017, 6, 7.

46 Fischer, a.a. O. (Fn. 4), S. 12.

47 Cirullies, a.a.O. (Fn. 39), S. 2.

48 Fischer, a.a.O. (Fn. 4), S. 15.
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Geschäftsbedingungen
1. „Anzeigenauftrag“ im Sinne der nachfolgenden Geschäftsbedingungen ist 

der Vertrag über die Veröffentlichung einer oder mehrerer Anzeigen eines 
Werbungstreibenden oder sonstigen Inserenten in einem Publikationsme-
dium zum Zweck der Verbreitung. Die allgemeinen Geschäftsbedingungen 
des Verlages gelten sinngemäß auch für Aufträge über Fremdbeilagen, wie 
Beikleber, Beihefter oder sonstige Einlagen, sowie für Aufträge zur Ein-
stellung von Anzeigen im Internet oder zur sonstigen Verbreitung. Abwei-
chungen von diesen Bedingungen bedürfen der Schriftform.

2. Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der vereinbarten 
Frist auch über die im Auftrag genannte Anzeigenmenge hinaus weitere 
Anzeigen abzurufen.

3. Wird ein Auftrag durch Umstände nicht erfüllt, die der Verlag nicht zu 
vertreten hat, so hat der Auftraggeber unbeschadet etwaiger weiterer 
Rechtspflichten den Unterschied zwischen dem gewährten und dem der 
tatsächlichen Abnahme entsprechenden Nachlass dem Verlag zurückzu-
vergüten. Die Rückvergütung entfällt, wenn die Nichterfüllung auf höherer 
Gewalt im Risikobereich des Verlages beruht.

4. Der Verlag behält sich vor, Anzeigen- und Beilagenaufträge, auch einzelne 
Abrufe eines Abschlusses, wegen des Inhalts, der Herkunft oder der tech-
nischen Form nach einheitlichen Grundsätzen des Verlages abzulehnen, 
wenn deren Inhalt gegen Gesetze, behördliche Bestimmungen, gegen die 
guten Sitten sowie die berufspolitischen Interessen und die ethischen 
Verpflichtungen des BDP e. V. verstößt oder deren Veröffentlichung für 
den Verlag unzumutbar ist. Beilagenaufträge sind für den Verlag erst nach 
Vorlage eines Musters der Beilage und deren Billigung bindend. Die Ab-
lehnung eines Auftrags wird dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt. 
Der Verlag haftet nicht für Schadensersatz bzw. Regressansprüche, die 
sich aus Inhalt oder Form einer Anzeige möglicherweise insbesondere aus 
wettbewerbsrechtlichen Vorschriften ergeben. Für Inhalt oder Form einer 
Anzeige ist vielmehr der Auftraggeber selbst und alleine verantwortlich.

5. Für die Aufnahme von Anzeigen und Fremdbeilagen in bestimmten 
Nummern oder an bestimmten Plätzen des Publikationsmediums besteht 
kein Anspruch. Sie müssen so rechtzeitig beim Verlag eingehen, dass dem 
Auftraggeber noch vor Anzeigenschluss mitgeteilt werden kann, wenn der 
Auftrag auf diese Weise nicht auszuführen ist. 

6. Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwandfreier Druck-
unterlagen ist der Auftraggeber verantwortlich. Kosten für die Anfertigung 
bestellter Druckunterlagen sowie für vom Auftraggeber gewünschte oder 
erhebliche Änderungen ursprünglich vereinbarter Ausführungen trägt der 
Auftraggeber. Der Auftrageber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, 
unrichtigem oder unvollständigem Abdruck der Anzeige Anspruch auf 
Zahlungsminderung oder eine Ersatzanzeige, aber nur in dem Ausmaß, in 
dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Fehlende der fehlerhaft 
gedruckte Kontrollangaben auf Coupons von Anzeigen ergeben keinen 

Anspruch für den Auftraggeber. Sind etwaige Mängel bei den Druckun-
terlagen nicht sofort erkennbar, sondern werden erst beim Druckvorgang 
deutlich, so stehen dem Auftraggeber bei ungenügendem Abdruck keine 
Ansprüche zu. Reklamationen müssen innerhalb von vier Wochen nach 
Eingang von Rechnung und Beleg geltend gemacht werden.

7. Probeabzüge werden nur auf Wunsch geliefert. Der Auftraggeber trägt 
die Verantwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten Probeabzüge. 
Sendet der Auftraggeber den ihm rechtzeitig übermittelten Probeabzug 
nicht fristgemäß zurück, so gilt die Genehmigung zum Druck als erteilt. Der 
Verlag berücksichtigt alle Fehlerkorrekturen, die ihm innerhalb der bei der 
Übersendung des Probeabzuges gesetzten Frist mitgeteilt werden.

8. Rechnungen und Belege werden, sofern vereinbart, sofort, möglichst aber 
14 Tage nach Veröffentlichungen der Anzeige übersandt. Die Anzeigen-
preise ergeben sich aus der jeweils gültigen Preisliste. Der Anzeigenpreis ist 
nach Zugang der Rechnung zahlbar innerhalb von 30 Tagen, sofern nicht 
im Einzelfall eine andere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung vereinbart ist.

9. Vereinbarte oder eingeräumte Nachlässe bei Schaltung mehrerer Anzeigen 
gelten nur bei Einhaltung der jeweiligen Anzeigenmenge und des zeitlichen 
Rahmens. Bei Nichteinhaltung der vereinbarten Anzeigenmenge oder des 
zeitlichen Rahmens ist der Verlag berechtigt, den Nachlass anteilig nach 
dem Unterschied zwischen dem gewährten und dem der tatsächlichen 
Abnahme entsprechenden Nachlass nachzuberechnen.

10. Werbeagenturen erhalten 15 % Vermittlungsprovision. Die Werbungs-
mittler und Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren Angeboten, 
Verträgen und Abrechnungen mit den Werbetreibenden an die Preisliste 
des Verlages zu halten. Die vom Verlag gewährte Mittlungsvergütung darf 
an den Auftraggeber weder ganz noch teilweise weitergegeben werden.

11. Der Verlag liefert mit der Rechnung einen Anzeigenbeleg in Form einer 
vollständigen Beleg nummer.

12. Ein Auflagenrückgang ist nur dann von Einfluss auf das Vertragsverhältnis, 
wenn eine Auflagenhöhe zugesichert ist und diese um mehr als 20 v. H. 
sinkt. Darüber hinaus sind etwaige Preis minderungs- und Schadenersatz-
ansprüche ausgeschlossen, wenn der Verlag dem Auftraggeber von dem 
Absinken der Auflage so rechtzeitig Kenntnis gegeben hat, dass dieser vor 
Erscheinen der Anzeige vom Vertrag zurücktreten konnte.

13. Online-Anzeigen: Der Verlag hat das Recht, die Schaltung einer Anzeige 
in einem Online-Produkt sofort zu unterbrechen, wenn Anhaltspunkte 
dafür bekannt werden, dass die Anzeige und/oder die hiermit etwaig ver-
linkte Ziel-Website rechtswidrig sind und/oder Rechte Dritter verletzen. 
Anhaltspunkte für eine Rechtswidrigkeit und/oder Rechtsverletzung liegen 
insbesondere dann vor, wenn Behörden und/oder Dritte Maßnahmen, 
gleich welcher Art, gegen den Verlag ergreifen und diese Maßnahmen auf 
den Vorwurf einer Rechtswidrigkeit und/oder Rechtsverletzung stützen. 

Die Unterbrechung der Schaltung ist aufzuheben, sobald der Verdacht der 
Rechtswidrigkeit bzw. der Rechtsverletzung ausgeräumt ist. Der Auftrag-
geber ist über die Unterbrechung der Anzeigenschaltung unverzüglich zu 
unterrichten und unter Bestimmung einer Frist zur Ausräumung des Ver-
dachts aufzufordern. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist steht dem Ver-
lag ein fristloses Kündigungsrecht zu. Der Auftraggeber ist berechtigt, 
innerhalb der Frist die Schaltung einer anderen Anzeige und, sofern die 
Verlinkung im Anzeigenauftrag ausdrücklich vereinbart war, die Verlinkung 
mit einer anderen Ziel-Website zu verlangen. Die hierdurch entstehenden 
Mehrkosten trägt der Auftraggeber. Der Auftraggeber wird den Verlag 
von Ansprüchen Dritter, gleich welcher Art, freistellen, die aus der Rechts-
widrigkeit der Anzeige und/oder der Verletzung von Rechten Dritter resul-
tieren, sowie ihr die angemessenen Kosten der Rechtsverteidigung erset-
zen. Für die rechtzeitige Lieferung eines Anzeigentextes, Werbebanners 
und/oder sonstiger vereinbarter Bestandteile der Anzeige in einem Online- 
Produkt ist der Auftraggeber verantwortlich. Die Lieferung des Auftragge-
bers hat den im Anzeigenauftrag vereinbarten technischen Spezifikationen 
zu entsprechen. Die durch Nichteinhaltung der technischen Spezifikationen 
anfallenden Mehrkosten werden dem Auftraggeber in Rechnung gestellt. 
Der Auftraggeber wird den Online-Auftritt, in dem die Anzeige platziert 
ist, unverzüglich nach der ersten Schaltung untersuchen und etwaige 
Mängel spätestens innerhalb von einer Woche nach der ersten Schaltung 
rügen. Nach Ablauf dieser Zeit gilt die Anzeige als genehmigt. Für Män-
gel bei der Abrufbarkeit der Anzeige aus dem Internet, auf die der Verlag 
keinen Einfluss hat, wie Mängel der Funktionsfähigkeit der Leitungen zu 
den von Verlag genutzten Servern, Stromausfälle oder Angriffe Dritter 
auf den genutzten Server, mit dem Ziel, diesen arbeitsunfähig zu machen  
(z. B. Denial of Service Attacks), hat der Verlag nicht einzustehen. Der 
Verlag erbringt seine Online-Leistungen mit einer Verfügbarkeit über das 
Internet von 98 % im Monat (30 Tage). Der Verlag wird sich darum be-
mühen, seine Online-Produkte in diesem Rahmen zum Abruf für Internet-
nutzer bereitzuhalten, schuldet jedoch nicht den erfolgreichen Datenabruf 
im Einzelfall. Schadensersatzansprüche sind, auch bei telefonischer Auf-
tragserteilung, ausgeschlossen. 

14. Ändert sich der Tarif, dann treten die neuen Bedingungen auch für die 
laufenden Aufträge in Kraft, sofern nicht ausdrücklich eine andere Ver-
einbarung getroffen ist. Dies gilt gegenüber Nichtkaufleuten nicht bei 
Aufträgen, die innerhalb von vier Monaten nach Vertragsabschluss abge-
wickelt werden sollen.

15. Im Falle höherer Gewalt erlischt jede Verpflichtung auf Erfüllung von Auf-
trägen und Leistung von Schadensersatz. Insbesondere wird auch kein 
Schadenersatz für nicht veröffentlichte oder nicht rechtzeitig veröffent-
lichte Anzeigen geleistet.

16. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der Sitz des Verlages, soweit das Gesetz 
nicht zwingend etwas anderes vorschreibt.


